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Das Blatt erſcheint nach + + 2 Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
Bedarf im allgemeinen 1 anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum 2 Expedition des Blattes 
Preiſe von jährlich M. 10. 7 f 

der 


Berlin W8, Mauerſtr. 43/44 


Handels- und Gewerbe-Ver waltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. | 


Ur. 19. Berlin, Dienstag, den 18. November 1919. 19. Jahrgang. 
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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Seefahrtſchuldirektor Döring in ſchuldirektor ernannt worden. Ihm iſt die 
Danzig iſt in gleicher Amtseigenſchaft an die Stelle des Direktors der Baugewerkſchule 
Seefahrtſchule in Altona verſetzt worden. in Nienburg übertragen worden. 


Der Gewerberat Tornier in Hohenſalza Der bisherige Oberlehrer Profeſſor 
iſt nach Breslau verſetzt und mit der Unter⸗ Frommer in Buxtehude iſt zum Baugewerk⸗ 
ſtützung des Gewerbeinſpettors für Breslau- ſchuldirektor ernannt worden. Ihm iſt die 
Land beauftragt worden. Stelle des Direktors der Baugewerkſchule 

Der Gewerbeaſſeſſor Schwertner in in Buxtehude übertragen worden. 
Duisburg iſt nach Bonn verſetzt und mit — 
der Verwaltung der Gewerbeinſpektion Bonn Der bisherige Oberlehrer Lutze in Königs⸗ 
beauftragt worden. berg i. Pr. iſt zum Baugewerkſchuldirekkor 

wr, ernannt worden. Ihm iſt die Stelle des 

Der bisherige Oberlehrer Dipl.-Ing. Direktors der Baugewerkſchule in Königs⸗ 
Brandt in Nienburg iſt zum Baugewerk⸗ berg i. Pr. übertragen worden. 
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II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Stellen für Kriegsbeſchädigte und Militäranwärter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Abdruck zur Kenntnis. 


Berlin W. 9, den 16. Oktober 1919. 

Nachſteh 
In Vertretung. . 
2B 1 944. 1 8693. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Rachſite 


hend. 


Anlage. 


Kriegsminiſterium. Berlin Wö 66, den 28. Juli 1919. 


Bei der Beſprechung von Militäranwärterfragen im Reichsminiſterium des Innern iſt 
am 5. Juni 1919 der Wunſch ausgeſprochen worden, die Stellen namhaft zu machen, bei 
denen Kriegsbeſchädigte und Militäranwärter angefordert werden können. Das Kriegs⸗ 
miniſterium beehrt ſich hierauf ergebenſt mitzuteilen, daß im Einzelfalle die Verſorgungs⸗ 
ämter — für die Kriegsbeſchädigten in Sonderheit die amtlichen Fürſorgeſtellen für Kriegs⸗ 
beſchädigte — jederzeit in der Lage ſein werden, geeignete Militäranwärter und Kriegs⸗ 
beſchädigte namhaft zu machen. Im übrigen dienen die vom Kriegsminiſterium heraus⸗ 
gegebenen „Anſtellungs⸗Nachriehten“ ausſchließlich der Stellenvermittlung für verabſchiedete 
Offiziere, für Militäranwärter und für Kriegsbeſchädigte. Die in jeder Woche mehrmals 
erſcheinende Zeitſchrift geht regelmäßig allen Truppenteilen und den Fürſorgeſtellen zu. 
Stellenangebote gelangen mithin auf dieſem Wege am ſchnellſten in die richtigen Hände. 
Sie werden koſtenfrei aufgenommen und würden zu dieſem Zweck ohne beſonderes An⸗ 
ſchreiben der Fürſorgeabteilung des Kriegsminiſteriums mitzuteilen ſein. Das Kriegs⸗ 
miniſterium ſtellt ergebenſt anheim, hiervon nach Möglichkeit Gebrauch zu machen. 


Int Auftrage. 
ee en e Unterschrift. 


Beamtenausſchüſſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 27. Oktober 1919. 


Zu den von der Preußiſchen Staatsregierung (Staatsminiſterium) herausgegebenen 
Beſtimmungen über Bildung und Aufgaben der Beamtenausſchüſſe vom 24. März d. J. 
(Reichs⸗ und Staatsanzeiger Nr. 71) erlaſſe ich auf Grund des § 6 a. a. O. im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Staatsminiſterium für den Bereich meines Miniſteriums folgende 


Ausführungsbeſtimmungen. 
| 


Zu 82. Deu dauernd angeftellten Beamten gleichzuachten find die im Probedienſt 
oder noch in der Ausbildung befindlichen ſowie die diätariſch befchäftigten Beamten und 
die zur Deckung eines dauernden Bedürfniſſes vertragsmäßig Angeſtellten, die ſich in einer 
den unter § 2 Abſ. da bis d aufgeführten Beamtengattungen entſprechenden, beamten⸗ 
artigen Stellung befinden. Ein dauerndes Bedürſnis wird im allgemeinen anzuerkennen 
ſein, wenn ſich die Beſchäftigungsdauer über einen Zeitraum von mehr als einem Jahre 
erſtreckt. 

Die im Vertragsverhältnis Beſchäftigten gelten, ſoweit nicht bei ihrer Behörde gemäß 
$$ 7 bis 10 der Verordnung vom 23. Dezember 1918 (RGBl. S. 1456) ein beſonderer 
Arbeiter⸗ oder Angeſtelltenausſchuß beſteht, als Beamte im Sinne dieſer Beſtimmungen; 
ſie werden durch die Vertreter der entſprechenden Beamtengattung mit vertreten und wählen 
mit dieſer Gattung. Beſteht bei einer Behörde ein beſonderer Arbeiter- oder Angeſtellten⸗ 
ausſchuß, ſo hat der Beamtenausſchuß die beſonderen Angelegenheiten der Beamten, der 
Arbeiter- bzw. Augeſtelltenausſchuß die der Arbeiter bzw. Angeſtellten zu bearbeiten. 
Gemeinſame Angelegenheiten bearbeiten die Ausſchüſſe gemeinſchaftlich. 

Die Mitglieder der Beamtenausſchüſſe werden von den Angehörigen der betreffenden 
Beamtengattung — wenn nicht einſtimmig eine andere Art der Abſtimmung beſchloſſen 
wird — in geheimer Wahl mit Stimmzetteln durch einfache Stimmenmehrheit auf die 
Dauer eines Kalenderjahrs ehrenamtlich gewählt; der Dienſtälteſte jeder Gattung leitet 
die Wahlhandlung. 

Die Wahlzeit der Mitglieder des erſtmalig gewählten Ausſchuſſes dauert bis zum 
31. Dezember 1919. Wiederwahl iſt unbeſchränkt zuläſſig. Der Vorſitzende und ſein 
e werden vom Ausſchuß bei ſeinem erſten Zuſammentreten mit Stimmenmehrheit 
gewählt. 
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II. 
Zu 8 3. Der Behördenvorſtand ſoll dem Beamtenausſchuß Gelegenheit zur gutacht⸗ 
lichen Außerung geben: 

a) bei grundlegenden Anderungen in Geſchäftsverteilung und Dienſtbetrieb, 

b) bei Feſtſetzung der Dienſtſtunden, 

e) vor Gewährung der Vergütungen und Unterſtützungen bei den regelmäßigen 
Fondsausſchüttungen, g 

d) vor Anordnungen über die Art der Beſchäftigung der Beamten in der Aus⸗ 
bildungszeit, insbeſondere bei der Auswahl der für die Ausbildung in Frage 
kommenden Arbeitsgebiete, 

e) bei Feſtſetzung des Urlaubsplans und der allgemeinen Beſtimmungen über Ver⸗ 
tretungen, 

e) bevor ein Beamter haftpflichtig gemacht wird, 

g) vor Übertragung oder Übernahme einer Nebenbeſchäftigung. 


Andererſeits hat der Beamtenausſchuß die ihm von den Beamten vorgetragenen 
Wünſche, wenn er ſie billigt, befürwortend dem Vorſtande zu übermitteln, auch kann er 
von ſich aus mit Anregungen an den Vorſtand herantreten. 

Die gutachtliche Außerung des Beamtenausſchuſſes ſoll in jedem Falle vor der Ent⸗ 
laſſung, Verſetzung oder irgendwelcher ſonſtigen Maßregelung eines Beamtenausſchuß⸗ 
mitglieds eingeholt werden. 

Soweit es ſich in den Fällen des Abſatzes 1 unt Angelegenheiten einzelner Beamten⸗ 
gattungen handelt, genügt die Anhörung der Vertreter dieſer Gattungen. 

Falls ein Beamter gegen eine Verfügung oder Entſcheidung des Vorſtandes ſeiner 
vorgeſetzten Behörde anf dem Gebiete der obenbezeichneten Angelegenheiten Beſchwerde 
führt, ſo iſt er berechtigt, ſeine Beſchwerde durch den Beamtenausſchuß vorzulegen, dem es 
überlaſſen bleibt, ſein Gutachten beizufügen. 

Der Beamtenausſchuß kann für ſeine Zwecke die Einrichtungen der Behörde benutzen, 
auch Schreibmaterialien und dergl. den Beſtänden der Behörde koſtenlos entnehmen und 
den Portoablöſungsvermerk, anwenden. 

Bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Vorſtand der Behörde und Beamtenausſchuß 
über die Einrichtung, Zuſtändigkeit und Geſchäftsführung des Beamtenausſchuſſes ent⸗ 
ſcheidet die Dienſtaufſichtsbehörde. 

Den Beamtenausſchüſſen des dortigen Verwaltungsbereichs iſt von den Ausführungs- 
beſtimmungen alsbald Kenntnis zu geben. 

Zuſatz für die Bergbehörden: 
Dieſe Ausführungsvorſchriften bilden eine Ergänzung der denſelben Gegenſtand be— 
treffenden Beſtinnnungen vom 13. Juni d. Is. (1 4214). 
In Vertretung. 
Dönhoff. 
2311078. 1 10221. ZB. —. III —. IV —. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Beamtenausſchüſſe. 
Beſtimmungen über Bildung und Aufgaben der Beamtenausſchüſſe. 
Bis zu einer geſetzlichen Regelung gelten für die Bildung und Aufgaben der Beamten⸗ 
ausſchüſſe folgende Vorſchriften: 
8 1. 
Bei jeder Behörde (Amtsſtelle, Dieuſtſtelle), die dauernd mindeſtens 20 Beamte be⸗ 
ſchäftigt, wird ein Beamtenausſchuß gebildet. 


8 2. 
Die Zahl der Mitglieder des Ausſchuſſes beträgt mindeſtens fünf, höchſtens 15. 
Sie werden in geheimer Wahl gewählt. Ihr Amt iſt ein Ehrenamt. Wählbar und 
wahlberechtigt ſind alle bei der Behörde dauernd angeſtellten Beamten ohne Unterſchied 
des Geſchlechts, ſobald ſie das 20. Lebensjahr vollendet haben. 


— 


Die näheren Beſtimmungen über Zahl der Mitglieder, Zuſammenſetzung und Wahl 
des Ausſchuſſes werden von den Beamten der einzelnen Behörden ſelbſt nach dem örtlichen 
Bedürfnis feſtgeſtellt. 

Als Beamtengattungen werden einſtweilen anerkannt: 

a) die höheren Beamten, 

p) die Bürobeamten (bei den Verkehrsverwaltungen auch die den Bürobeamten in 
der Beſoldung gleichgeſtellten Beamten), 

c) die Kanzleibeamten, 

d) die übrigen Beamten mit oder ohne fachmäßige Vorbildung. 

Dieſe Beamtengattungen müſſen im Beanmtenausſchuß ihrer Mitgliederzahl entſprechend 
vertreten ſein. 

Den Mitgliedern des Ausſchuſſes iſt ſoweit möglich die Ausübung des Ehrenamts 
während der Geſchäftsſtunden durch entſprechende Einteilung des Dienſtes zu ermöglichen. 
Ihre Arbeit trägt dienſtlichen Charakter. Sie iſt auf die Dienſtzeit anzurechnen. Die Auf⸗ 
gaben der Beamtenausſchüſſe haben im Intereſſe des Gemeinwohls hinter den übrigen 
dienſtlichen Aufgaben zurückzutreten. N 

Die Mitglieder des Beamtenausſchuſſes können ihr Amt jederzeit durch ſchriftliche 
Mitteilung an den Beamtenausſchuß niederlegen. Die Niederlegung muß erfolgen, wenn ſie 
von der Beamtengattung, die das Mitglied wählte, mit / Stimmenmehrheit verlangt wird. 


8 8. 

Der Beamtenausſchuß dient der Aufgabe, das Vertrauensverhältnis zwiſchen Ver⸗ 
waltung und Beamtenſchaft zu ſtärken und als Vertrauensorgan der Beamten deren Inter⸗ 
eſſen behufs Erhaltung ihrer Arbeitsfreudigkeit und behufs Vermeidung von Reibungen 
bei dem Vorſtand der Behörde zu vertreten. 8 

Der Ausſchuß iſt berechtigt, ſich über allgemeine innerdienſtliche Angelegenheiten gut⸗ 
achtlich zu äußern und auf Antrag eines Beamten in deſſen dienſtlichen und perſönlichen 
Angelegenheiten vorſtellig zu werden. 

Der Vorſtand der Behörde hat dem Ausſchuß in geeigneten Fällen auch ohne eine 
von ihm ausgehende Anregung vor Erlaß von Anordnungen, die den inneren Dienſt oder 
perſönliche Angelegenheiten betreffen, Gelegenheit zur gutachtlichen Außerung zu geben. 

Inſoweit den Beamten das Recht auf Kenntnisnahme von Eintragungen in ihre 
Perſonalakten eröffnet iſt, hat das von einem Beamten angegangene Ausſchußmitglied 
dasſelbe Recht, wenn der Beamte ſich damit einverſtanden erklärt. 


8 4. 
„Die Mitglieder des Beamtenausſchuſſes ſind zur Verſchwiegenheit über alle Angelegen⸗ 
heiten, die ihnen aus Anlaß ihrer Tätigkeit bekannt geworden ſind, verpflichtet. 


8 5. 


In Einzelangelegenheiten, an denen ſie ſelbſt beteiligt ſind, dürfen Mitglieder des 
Beamtenausſchuſſes als ſolche nicht tätig werden. 


8 6. 5 

Die Miniſter ſind ermächtigt, in Anpaſſung an beſondere Verhältniſſe ihrer Ver⸗ 
waltung nähere Ausführungsbeſtimmungen insbeſondere auch darüber zu erlaſſen, welche 
Perſonen als Beamte im Sinne dieſer Beſtimmungen zu gelten haben. 

Berlin, den 24. März 1919. 

Die Preußiſche Staatsregierung 
(Staatsminiſterium). 
gez. Hirſch. Fiſchbeck. Dr. Südekum. Braun. Hoff. Heine. E. Ernſt. 
Haeniſch. Reinhardt. 


Abgeſchobene Beamte aus den Abſtimmungsgebieten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 28. Oktober 1919. 


Den vorübergehend aus den Abſtimmungsbezirken abgeſchobenen Beamten find die 
gleichen Vergütungen zu zahlen, die fie erhalten würden, wenn fie außerhalb ihres dienſt⸗ 
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lichen Wohnorts bei einer höheren oder nachgeordneten Behörde vorübergehend beſchäftigt 
werden. Im einzelnen beſtimme ich folgendes: 

1. Die Heimatbehörden haben den abgeſchobenen Beamten vor der Ausreiſe einen 
Ausweis nach beiliegendem Muſter mitzugeben. Werden Einzelbeamte abgeſchoben, ſo iſt 
der Ausweis von der vorgeſetzten Dienſtbehörde auszuſtellen. 

2. Die abgeſchobenen Beamten können ſich innerhalb Preußens ihren Aufenthaltsort 
zunächſt ſelbſt wählen. Sie haben ſich alsbald der für ihren Aufenthaltsort zuständigen 
Behörde zur Verfügung zu ſtellen, die ihrer Dienſtbehörde entſpricht. Iſt für den Auf 
enthaltsort eine ſolche Behörde nicht vorhanden, ſo haben ſich die Beamten perſönlich oder 
ſchriftlich unter Beifügung des Aus weiſes bei dem Regierungspräſidenten zu melden. 

3. Die Behörden des Aufenthaltsorts bezw. die Regierungspräſidenten haben die 
Ausweiſe zu prüfen, ſie ihnen abzunehmen und danach die Bezüge ſoweit zu zahlen, als 
die Zahlung bei den Dienſtbehörden eingeſtellt iſt. Das Gehalt, den Wohnungsgeldzuſchuß 
und die Kriegsteuerungsbezüge haben die Behörden des Aufenthaltsorts bezw. die Regie- 
rungspräſidenten bei den entsprechenden Fonds ihrer Kaſſen, die Vergütung für den Auf: 
enthalt außerhalb des Dienſtorts aber mit der Bezeichnung „Vergütung für abgeſchobene 
Beamte aus den Abſtimmungsbezirken“ außerplanmäßig zu verrechnen. 

4. Die Behörden des Aufenthaltsorts haben den abgeſchobenen Beamten in ihrem 
Geſchäftsbereich, ſoweit dazu Gelegenheit vorhanden iſt, Beſchäftigung zuzuweiſen. Können 
die Beamten nicht beſchäftigt werden, ſo ſind fie dem Regierungspräſidenten des Bezirkes 
zur Verfügung zu ſtellen. 

5. Die Regierungspräſidenten werden ermächtigt, die ſich bei ihnen meldenden Be⸗ 
amten in geeigneter Weiſe zu beſchäftigen. 

In Vertretung. 
Z. B.] 1563. — J. 12 588. Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Ausweis 
für einen Beamten, der das Abſtimmungsgebiet verlaſſen muß. 


Mütsbezeic gg 8 enn 
Iſt Familie im Sinne der Beſtimmung unter Nr. 5 des Runderlaſſes vom 4. Mai 
1877 (M. Bl. f. d. 1. Verw. S. 112) vorhanden? 


Wohnungsgeld⸗Kriegsteuerungs⸗ 


Gehalt 
5 zuſchuß bezüge 


Jährliche Dienſtbezüge - PP ²˙ A , 
Die Dienst deze et e sale... 993 je me ce U Eee En 
Werden die Dienſtbezüge von der Heimat— 

nee , e ee 
Im Falle einer vorübergehenden Beſchäftigung 

außerhalb des dienſtlichen Wohnorts bei 

einer höheren oder nachgeordneten Behörde 

rde ein earn. 8 


CC en ile. 


(Siegel.) 


(Unterſchrift.) 


. Anlage, 


n 
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Krankenverſicherung der im Staatsdienſt beſchäftigten Beamten und Angeſtellten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 310. Oktober 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung hat beſchloſſen, daß auf Grund des § 169 RVO. in 
der Faſſung der Verordnung vom 6. Februar 1919 (RGBl. S. 191): 

1. alle in Betrieben oder im unmittelbaren Dienſte des Staates gegen Entgelt 
beſchäftigten Beamten, deren Dienſteinkommen 5000 „ jährlich nicht überſteigt, 
von der geſetzlichen Krankenverſicherungspflicht dadurch befreit werden können, 
daß ihnen im Krankheitsfall ein Anſpruch auf Gehalt, Ruhegeld, Wartegeld 
oder ähnliche Bezüge im 1½ fachen Betrage des Krankengeldes auf die Dauer 
der Regelleiſtungen der Krankenkaſſen (88 179, 182, 183, 214 RVO.) gewähr⸗ 
leiſtet wird; 

2. die in Betrieben oder im Dienſte des Staates gegen Entgelt beſchäftigten nicht 
beamteten Perſonen, die auf Lebenszeit oder mit Anrecht auf Ruhegehalt 
angeſtellt ſind, durch Gewährleiſtung von Krankenhilfe oder von Bezügen im 
1½ fachen Betrage des Krankengeldes nach Maßgabe der erwähnten Vorſchrift 
von der geſetzlichen Krankenverſicherungspflicht befreit werden können. 


Auf Grund dieſes Beſchluſſes beſtimme ich hiermit für den Bereich meiner Verwaltung, 
daß für alle in dieſer Verwaltung beſchäftigten Beamten (planmäßig und diätariſch be⸗ 
ſchäftigte) und auf Lebenszeit oder mit Anrecht auf Ruhegehalt angeſtellten nicht beamteten 
Perſoneu, deren Dienſteinkommen 5000 M jährlich nicht überſteigt, ein Anſpruch auf Gehalt, 
Ruhegeld, Wartegeld oder ähnliche Bezüge nach Vorſchrift des 8 169 RVO. als gewähr⸗ 
leiſtet anzuſehen iſt, jo daß dieſe Perſonen auf Grund des § 169 RVO. verſicherungsfrei find. 

Abdrucke find im Bedarfsfalle von der Geheimen Regiſtratur ZB.I meines Miniſteriums 
anzufordern. 

In Vertretung. 
2B. I. 1140. III 8386, Dönhoff. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Einmalige Beſchaffungsbeihilſe an Lohnempfänger. 
Berichtigung. 

In Ziffer 10, Abſatz 2, Satz 2 des Runderlaſſes vom 9. Oktober 1919 (HM Bl. 
S. 281), betreffend die Bewilligung einer einmaligen Beſchaffungsbeihilfe an Lohnempfänger, 
befindet ſich ein Druckfehler. Es muß ſtatt „... wenn das Arbeitsverhältnis am 3. Sep⸗ 
tember 1919 aufgelöſt oder gekündigt iſt ..“ heißen: „ .. wenn das Arbeitsverhältnis 
am 3. Dezember 1919 aufgelöft oder gekündigt iſt . . .“ 
Z.B.I 1619, ' 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
0 Handelskammer in Düſſeldorf. 


Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer zu Düſſeldorf iſt auf 39 feſtgeſetzt 
worden. 
IIa 8821. 


Handelskammer in Frankfurt a. M. 
5 Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer zu Frankfurt a. M. ift auf 42 erhöht 
worden. 
a 4097. 
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2. Handelsverkehr. 


Erſatzwertzeichen der Städte. 
Berlin W 9, den 31. Oktober 1919. 


Um den höchſt unerwünſchten Umlauf von Erſatzwertzeichen zu beſeitigen, von denen 
nach Einziehung der größeren Abſchnitte noch erhebliche Mengen über 50 Pfennig und 
darunter umlaufen, find größere Prägungen von 50, 10 und 5 Pfennigſtücken in die 
Wege geleitet. Es werden 50 Millionen Mark in Fünfzigpfennigſtücken aus Aluminium, 
10 Millionen Mark in Zehnpfennigſtücken aus Zink und 3 Millionen Mark in Fünf⸗ 
pfennigſtücken aus Eiſen zur Ausprägung kommen. Für beſchleunigte Durchführung der 
Ausmünzungen iſt Sorge getragen. Die Einleitung einer weiteren Prägung von 7 Millionen 
Mark in Fünfpfennigſtücken ſteht bevor und der Herſtellung von 10 Millionen Mart Zehn 
pfennigſtücken ſollen ſich ſofort weitere Zehupfennigprägungen anſchließen. 

Unter entſprechender Abänderung des Runderlaſſes vom 2. April 1919 (HMBl. S. 128) 
erſuchen wir, Anträgen auf Zulaſſung der Ausgabe und der Verlängerung der Umlaufs⸗ 
friſt ſolcher Erſatzwertzeichen nur noch in dringenden Fällen Folge zu geben. Vor Ge⸗ 
nehmigung ſolcher Anträge iſt unſere Zuſtimmung in jedem Falle, alſo auch wenn größere 


Kommunen in Frage kommen, einzuholen. 2 

Der Miniſter für Handel und Der Miniſter des Innern. Der Finanzminiſter. 
Gewerbe. Im Auftrage. Im Auftrage., 
Im Auftrage. Meiſter. Dulheuer. 
Neuhaus. 


IIa 8646 M. f. H. — Ib 1607 M. d. J. — 1 23 056 FM. 


An die Herren Regierungspräſidenten (mit Ausnahme von Poſen), den Herrn Polizei⸗ 
präſidenten in Berlin und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Verkehr mit Zichorienwurzeln. 
Berlin W9, den 1. November 1919. 
Abdruck eines Schreibens des Herrn Reichswirtſchaftsminiſters vom 24. Oktober d. J. 
(B 5335) überſende ich zur Kenntnis. 
Im Auftrage. 
Ip 6108. Neuhaus. 


An die Handelskammern bezw. Alteſten der Kaufmannſchaft uſw. 


Anlage. 


Reichswirtſchaftsminiſterium. 24. Oktober 1919. 


zwiſchen den die Rohſtoffe (Gerſte, getrocknete Zuckerrüben) bewirtſchaftenden Reichsſtellen 
einerſeits und den einzelnen Kaffee⸗Erſatzbetrieben andererſeits eingerichtet worden. Sie 
ſteht unter Aufſicht eines Kommiſſars des Reichswirtſchaftsminiſteriums. Für die Beliefe⸗ 
rung der einzelnen Betriebe (Kontingentierung) ſind die ſeitherigen Kontingentierungs— 
grundſätze maßgebend; auch bleiben die ſeitherigen Kontingente in Geltung. 

RB 5885. 


Anlage. 


Anlage. 
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3. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Reichsaufſicht über das Seezeichenweſen und die Beſeitigung von Schiffahrtshinderniſſon. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 28. Oktober 1919. 


Mit dem 1. Oktober 1919 iſt die Reichsaufſicht über das Seezeichenweſen ſowie die 
Beſeitigung von Wracks und anderen Schiffahrtshinderniſſen außerhalb der Hoheitsgrenze 
von dem bisherigen Reichsmarineamt auf das Reichsverkehrsminiſterium übergegangen. 
Eine entſprechende Bekanntmachung wird demnächſt im Reichsanzeiger und im Zentralblatt 
für das Deutſche Reich veröffentlicht. 

Ich erſuche, beteiligte Hafen⸗ und Schiffahrtsbehörden hiervon zu verſtändigen. 


Im Auftrage. 
III 10588. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


4. Sonſtige Angelegenheiten. 
Ernennung von Handelsrichtern. 

Die Handelskammern in Duisburg und in Weſel haben ſich unter dem Namen 
„Niederrheiniſche Handelskammer Duisburg⸗Weſel; mit dem Sitz in Duisburg⸗Ruhrort 
vereinigt. Die Vereinigung iſt durch Erlaß des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 
3. Juli d. J. (HM Bl. S. 195) genehmigt. 

Mit Rückſicht hierauf wird das der Allgemeinen Verfügung vom 12. März 1904 
(JMBl. S. 65)*) beigefügte Verzeichnis A zu Nr. 13 in der aus der Anlage erſichtlichen 
Weiſe abgeändert. 

Berlin, den 20. September 1919. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
Dr. Huber. Mügel. 


M. f. H. 11a 8368. — IM. Ia 1286. 


Anlage. 
Verzeichnis A, 
2 55 a 55 Anzahl der Anzahl der von den 
Ade. Sitz deren Zum Vorſchlage einzelnen Organen 
für der Handelsrichter berechtigte Handels⸗ des Handelsſtaudes 
= 4 
Handelsſachen Organe des Handelsſtandes richter Stellvertreter MN 


1 2 3 4 5 


13 Duisburg . [a) Niederrheiniſche Handels: 
kammer Duisburg⸗Weſel 
zu Duisburg⸗Ruhrort 

b) Handelskammer für die 
Kreiſe Eſſen, Mülheim 
(Ruhr) und Oberhauſen 
zu Eſſen (vgl. auch Nr. 14) 


*) HB. 1904 ©. 81. 


_ u 5 ZU 2 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Kehrbezirke. 


Berlin W. 9, den 23. Oktober 1919. 

Wir erſuchen Sie, die Beſtimmungen über die Anſtellung und die Pflichten der 
Bezirksſchornſteinfeger (HMBl. 1917 S. 349), wie folgt, zu ergänzen: 

1. Zuſatz zu § 3: Dieſer Nachweis iſt nochmals zu erbringen von einem Bewerber, 
in en wegen Unzuverläſſigkeit ($ 45 Abſ. 1 Ziff. 2 und Abſ. 2 Ziff. 1) wider⸗ 
rufen iſt. 

2. Zuſatz zu 8 6: Dem Geſellenausſchuß der Schornſteinfegerinnung iſt auf Er⸗ 
fordern eine Abſchrift der Liſte zu erteilen. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe! 
Im Auftrage. 
von Meyeren. 
III 8765 2. Ang. M. f. H. — Ile 5215 M. d. J. 


Der Minifter des Innern. 
Im Auftrage. 
Meiſter. 


An die Herren Regierungspräſidenten (außer Poſen und Bromberg) und den Herrn Polizei⸗ 
präſidenten hier. 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Ingenieure von Dampfkeſſel⸗ 
überwachungsvereinen. 


— —— — —-— — — ſ— ʒꝛ2•—⏑äũ — 


Bezeichnung Den nachgenaunten Vereins⸗Ingenieuren find Sten e ER. 1 
5 a ereins⸗ 
der Vereine erteilt worden die Berechtigungen des Obere tätigkeit find 
nach ihrem Sitz. N ingenieurs ſind ausgeſchieden: 
I. Grades. II. Grades. III. Grades. IV. Grades.] beauftragt: 


Bäuerlin 


Barmen Dorn — 
Berlin Raffegerſt — — 
Breslau — — Stimpel 
Coblenz — Moek 
Cöln Barth — 
Danzig. — Becker 
Dortmund Kramm Greve — — 
Baum⸗ 
Frankfurt a. O. Peukert Gieſing garten, — 
| | Beyer 
M. Gladbach. = Fr. Schmidt 
Halberſtadt Böhner 
Halle a. S. Harniſch⸗ — — 
feger 
Hannover König 
Kattowitz Hömke 
Baum⸗ 
garten, 
Poſen 3 — — — Greve, 
Kramm, 
Raffegerſt 
Siegen. en — — Stuber 
Stettin Hirſch⸗ Moek — — 
berger 
Trier Riedig 
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Einrichtung und Betrieb von Dampffäſſern. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 28. Oktober 1919. 

Aus Anlaß des Zerknalls eines flußeiſernen Gerbſtofflaugers durch weitgehende Ib: 
zehrung des Blechs nahe einer Mantellängsnaht hat der zuſtändige Regierungspräſident 
Ermittelungen in ähnlichen Betrieben ſeines Bezirks anſtellen laſſen, die ergeben haben, 
daß ſolche Beobachtungen auch anderwärts vorliegen. Die ſtärkſten Anfreſſungen durch 
Gerbſäure ſollen bei den Laugern für Eichenholz feſtgeſtellt ſein, während Eichenrinde und 
ausländiſche Gerbhölzer (z. B. Quebracho) geringere Zerſtörungen hervorzurufen ſcheinen. 
Es empfiehlt ſich, Dampffäſſer dieſer Art beſonders ſorgfältig zu beaufſichtigen und gebotenen⸗ 
falls durch ſäurebeſtändige Futter, Emaillierung oder Kupferfutter, zu ſchützen. 

Ich ſehe im nächſten Jahresberichte der Dampfkeſſelüberwachungsvereine einer Bericht⸗ 
erſtattung über die gemachten Wahrnehmungen entgegen. 

Im Auftrage. 
III 7958 Ul. v. Meyeren. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Kattowitz und 
zur Kenntnis an die Herren Regierungspräſtdenten (außer Schleswig, Poſen und Bromberg) 
und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


3. Reichsverſicherungsordnung. 
J. Buch (Gemeinſame Vorſchriften). 
Verſicherung von Perſonen des Soldatenſtandes. 
Berlin W. 9, den 28. Oktober 1919. 
Im Anſchluß an den Erlaß vom 11. Auguſt d. Is. (HMBl. S. 227). 

Nach einer Mitteilung des Kriegsminiſteriums iſt erſt durch den Erlaß der Reichs⸗ 
regierung vom 31. Januar 1919, der die Auflöſung der Republikaniſchen Schutztruppe zum 
15. März 1919 ausſpricht, die Übernahme dieſer Truppe auf Heeresfonds verfügt und damit 
die Anerkennung als militäriſche Sicherheitstruppe ausgeſprochen worden. Bis zum 
1. Februar 1919 wurde dieſe Truppe aus Privatmitteln unterhalten. 

Der Miniſter 


für u e für Landwirtſchaft, Domänen Der Miniſter des Innern. 
l Im Auftrage 8 und Forſten. Im Auftrage. 
ee Bee. v. Jarotzky. 
N Abicht. 


III 9700 M. f. H. — IA le 2351 M. f. L. le 1725 M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Ausbildung entlaſſener Berufsſoldaten für eine Berufstätigkeit. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WO, den 24. Oktober 1919. 


Der Reichswirtſchaftsverband deutſcher Berufsſoldaten, Berlin SW. 11, Hafenplatz 9, 
wendet ſich an mich mit der Bitte, es möchte den aus dem Heeresdienſt ausſcheidenden 
Mitgliedern Gelegenheit gegeben werden, ſich in den für das Berufsleben notwendigen 
Kenntniſſen und Fertigkeiten zu vervollkommnen. Insbeſondere wird die Einrichtung 
wahlfreier Lehrgänge in Werkſtattunterricht, Fachkunde und Fachzeichnen, im gewerblichen 
Rechnen und Kalkulation, in kaufmänniſcher und gewerblicher Buchführung, in Maſchinen⸗ 
ſchreiben und Kurzſchrift, Handelskunde und Schriftverkehr, kaufmänniſchem Rechnen ſowie 
Einführung in die Bürgerkunde und Volkswirtſchaftslehre gewünſcht. Dieſes Streben der 
in das bürgerliche Leben übertretenden alten Soldaten nach einer erweiterten Berufs⸗ 
ausbildung iſt zu begrüßen, insbeſondere auch, ſoweit es ſich um Perſonen handelt, die 
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einen Beruf ordnungsmäßig erlernt haben und ihn wieder aufnehmen wollen. Auch für 
die Anwärter der Beamtenlaufbahn wird eine wirtſchaftlich⸗techniſche Ausbildung vielfach 
von erheblichem Nutzen ſein. Ich erſuche Sie daher, die Leiter der kaufmänniſchen und 
gewerblichen Schulen, an denen Lehrgänge der erwähnten Art abgehalten werden, durch 
die Schulträger anzuweiſen, daß fie die entlaſſenen Berufsſoldaten in ihrem Bildungs⸗ 
ſtreben mit Rat und Tat unterſtützen. In der Regel wird es möglich ſein, die Bewerber 
den bereits beſtehenden Lehrgängen zuzuweiſen, ſo daß beſondere Koſten dadurch nicht ent⸗ 
ſtehen. Auch die Aufnahme in Kurſe für Kriegsbeſchädigte kann am Platze ſein. In 
Ausnahmefällen, beſonders in einzelnen Großſtädten, wird auch die Einrichtung beſonderer 
Lehrgänge in Frage kommen. Die im Erlaſſe vom 23. Februar 1916 (IV 948) “) vorgeſehene 
Ermäßigung oder der Erlaß des Schulgeldes wird auch den ehemaligen Berufsſoldaten, 
ſoweit ſie Kriegsinvaliden ſind, zu gewähren ſein. 


IV 7579. Fiſchbeck. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 
Ml. S. 57. 


2. Fachſchulen. 
Bezeichnung der Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WO, den 3. Januar 1919. 


Die bisherigen Königlichen gewerblichen Fachſchulen find im Gegenſatze zu Gemeinde- 
und Privatanſtalten gleicher Art künftig als „Staatliche“ zu bezeichnen. 
Im Auftrage 
IV 6502. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Bezeichnung der Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin, den 4. November 1919. 
Unbeſchadet des Erlaſſes vom 31. Mai d. J. (HMBl. S. 185) behält es bei der bis⸗ 
herigen Bezeichnung der ſtaatlichen gewerblichen Fachſchulen meiner Verwaltung als 
„Staatliche“ gemäß dem Erlaß vom 3. Januar d. J. (IV 6502) ſein Bewenden. 
In Vertretung. 
IV 7001. 26. 1 1871 U. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Die Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Die beiden Kriegsabgabengeſetze 1919. Geſetz über eine Kriegsabgabe vom 
Vermögenszuwachs. Vom 10. September 1919. Geſetz über eine außerordentliche Kriegs⸗ 
abgabe für das Rechnungsjahr 1919. Für die Praxis dargeſtellt mit Erläuterungen, 
Muſterbeiſpielen von Rechtsanwalt Dr. jur. Koppe und Dr. rer. pol. Varnhagen, Berlin. 
Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin C2. 


Neues Poſtbuch 1919/20. Die neuen Poſt⸗ und Telegrammgebühren 1919/20 mit 
vollſtändig ausgearbeiteten Tarifen für gewöhnliche Pakete, Wertpakete, Telegramme nebſt 
Angaben über die Beförderungsbedingungen für das In⸗ und Ausland, den Poſtſcheckverkehr 
und einem alphabetiſchen Verzeichnis der beſetzten Orte in Deutſchland; bearbeitet von 
Hermann Röder. 2. Auflage 1919. Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin C 2. 
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Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. 18. Band, 4. Heft. Verlag Franz 
Vahlen, Berlin W. 9. 


Hermann Schulz, Geheimer Regierungsrat. Die Anderungen des Wahlverfahrens 
bei den Landkrankenkaſſen. Verlag Allgemeiner Verband deutſcher Landkrankenkaſſen, 
Perleberg. 


2. Sonſtiges. 


Zur Aufklärung über das Weſen der Sparprämien⸗Anleihe iſt im Haufe Berlin W 9, 
Budapeſter Straße 5, eine amtliche Auskunftsſtelle errichtet worden, die unentgeltlich über 
alle Einzelheiten dieſer Anleihe Aufſchluß und Belehrung erteilt. 

Die Auskunftsſtelle, die auch ſchriftliche Anfragen erledigt, iſt werktäglich von 10 bis 1 
und 4 bis 7 Uhr geöffnet. 


Dadurch, daß bei der Zeichnung der Sparprämien⸗Anleihe die Hälfte des Betrags in 
Kriegsanleihe, die augenblicklich ungefähr 80 vom Hundert notiert, zum vollen Wert, alſo zu 100 
angenommen wird, erwerben die zukünftigen Beſitzer dieſer Sparprämien-⸗Anleihe ſie nicht 
zum Paripreiſe, ſondern zu ungefähr 90 , d. 5. ſie zahlen 500 „ bar und 500 M 
Kriegsanleihe zu 80 „ = 400 , zuſammen alſo ungefähr 900 M. Bei der Tilgung er⸗ 
halten fie jedoch für jedes Stück 1000 / plus 50 / einfache Zinfen für jedes verfloſſeue 
Jahr. Zu dieſem Vorteil kommt noch die automatiſch einſetzende Kursſteigerung, ſo daß 
es ſich um eine äußerſt günſtige Kapitalsanlage handelt. 


Bei der Sparprämien⸗Anleihe werden die Zinſen nicht jährlich ausgezahlt, ſondern 
ſie werden aufgeſpart und kommen bei der Rückgabe des eingezahlten Betrags zur Aus⸗ 
zahlung. Da die Zinſen 5 % betragen, jo bringt jedes Stück von 1000 „ jährlich 50 M 
Zinſen, die ohne jeden Abzug ausgezahlt werden. Sie unterliegen im Gegenſatze zu 
den jährlich ausgezahlten Zinſen anderer Anleihen weder der Einkommenſteuer noch der 
Kapitalertragsſteuer. 

Dieſe Steuerbegünſtigungen bleiben bis zur vollſtändigen Tilgung der Anleihe be- 
ſtehen und können nicht aufgehoben werden. 


Von der Sparprämien-Anleihe finden jährlich zwei Verloſungen ſtatt. Ju jeder 
Ziehung kommen 2500 Gewinne zur Entſcheidung und zwar 5 Gewinne zu je einer 
Million Mark, 5 zu 500 000 , 5 zu 300 000 , 5 zu 200 000 , 10 zu 150 000 , 
20 zu 100 000 , 50 zu 50 000 M und weitere 2400 Gewinne. 

Selbſt wer in der erſten Ziehung mit einem reichen Treffer bedacht wird, nimmt 
ſolange an den Vorteilen der weiteren Verloſung teil, bis die Nummer in der Rückzahlungs⸗ 
ausloſung erſcheint und die Auszahlung des Stückes mit den aufgelaufenen Zinſen erfolgt. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W 8. — Gedruckt bei Jultus Sittenfeld, Berlin 8 8. 


